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Zur Auslegung von Art. 135 Abs. 1 Buchst, g der Richtlinie 2006/ 
112/EG -  hier: Keine Anwendbarkeit auf einheitliche Verwal
tungsdienstleistung, die durch Softwareplattform von außenste
hendem  Anbieter an Fondsverwaltungsgesellschaft erbracht 
wird, die sowohl Sondervermögen als auch andere Fonds ver
waltet

Zur Auslegung von Art. 3 Abs. 1, Abs. 2, Art. 4 Abs. 2, Art. 5 und 
Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG im Hinblick auf Hypothe
kendarlehensvertrag, Mindestzinssatzklausel, Novationsvertrag 
und Verzicht, Rechtsbehelfe gegen die Klauseln eines Vertrags 
bei Gericht einzulegen

Zur Auslegung von Art. 2 Buchst, b, Art. 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 der 
Richtlinie 93/13/EWG im Hinblick auf Feststellung der Miss- 
bräuchlichkeit von Vertragsklauseln, Klage auf Erstattung der 
auf Grund einer missbräuchlichen Klausel rechtsgrundlos geleis
teten Beträge, Verjährung und objektiven Zeitpunkt für die 
Kenntnis des Verbrauchers über das Vorliegen einer missbräuch
lichen Klausel

Keine „bindende Rechtsvorschrift" nach Art. 1 Abs. 2 der Richtli
nie 93/13/EWG bei Vertragsklausel (zum Wechselkursrisiko), die 
nicht im Einzelnen ausgehandelt wurde, sondern nach nationa
lem Recht zwischen den V ertragsparteien gilt

Verfassungsbeschwerden gegen das Programm der EZB zum An
kauf von Vermögenswerten des Unternehmenssektors (CSPP) 
trotz möglichen Verstoßes gegen das Primärrecht mangels aus
reichender Begründung unzulässig

Ausschluss eines weiteren M usterverfahrens, soweit die Ent
scheidung über die Feststellungsziele im bereits eingeleiteten 
M usterverfahren die Prozessgerichte in den weiteren Verfahren 
bindet; Bindung der Entscheidung des eingeleiteten M usterver
fahrens für Schadensersatzansprüche, die auf das Unterlassen 
einer öffentlichen Kapitalmarktinformation gestützt werden, nur 
dann, wenn es um dieselbe Kapitalmarktinformation geht

Keine Abhängigkeit der Entscheidung des Rechtsstreits von den 
geltend gem achten Feststellungszielen, wenn eine Erweiterung 
des Musterverfahrens um weitere Feststellungsziele naheliegt

Zum Ausschluss des Widerrufsrechts, wenn die Bank nach Kün
digung des Darlehensvertrages ihren Rückzahlungsanspruch in 
einem mit dem Einspruch nicht mehr anfechtbaren Vollstre
ckungsbescheid tituhert hat

Grundsätzlich keine Befugnis des vollbesetzten Spruchkörpers 
im Verfahren der sofortigen Beschwerde, selbst über die Übertra
gung eines in die originäre Zuständigkeit des Einzelrichters fal
lenden Beschwerdeverfahrens zu entscheiden; zur Frage, wann 
die Gläubiger bei einer Räumungsvollstreckung eine Rechts
nachfolgeklausel gemäß § 750 Abs. 2, § 727 ZPO erwirken müs
sen; zum Gewahrsamsbegriff im Sinne des § 886 ZPO; w ährend 
des Gewahrsams eines Dritten kein Gewahrsam eines tatsächlich 
nicht ausgeübten Besitzes des Erben
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Statthaftigkeit der W iederaufnahm e des Verfahrens gegen einen 
rechtskräftigen Zuschlagsbeschluss analog §§ 578 ff. ZPO, w enn 
es sich bei dem  W iederaufnahm egrund um  einen Zuschlagsver
sagungsgrund im Sinne von § 100 ZVG handelt (hier: Nichtig
keitsgrund gemäß § 579 Abs. 1 Nr. 4 ZPO)

Zu den Voraussetzungen, unter denen eine nachträgliche, iso
lierte Zulassung der Rechtsbeschwerde aufgrund einer Anhö
rungsrüge gemäß § 321a ZPO ausnahm sweise möglich ist

In der Regel kein Rechtsschutzbedürfnis für einen Antrag auf Be
schlussaufhebung, w enn die G läubigerversam m lung eine Be
schlussfassung mehrheitlich abgelehnt hat

Anspruch auf Entschädigung w egen eines immateriellen Scha
dens nach einem  Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot Teil 
der Insolvenzmasse

W irksamkeit der Aufnahme eines durch die Eröffnung des Insol
venzverfahrens über das Verm ögen einer Partei unterbrochenen 
Rechtsstreits, sofern die Sachurteilsvoraussetzungen für eine For
derungsfeststellungsklage gegeben sind; zu den Anforderungen 
an eine wirksame Forderungsanm eldung

Rechtsweg nach §§23 ff. EGGVG eröffnet gegen die Entschei
dung der Staatsanwaltschaft, nach § l l l i  Abs. 2 StPO einen An
trag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu stellen

Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG verletzende Nichtzulassung der Beru
fung trotz klärungsbedürftiger Rechtsfrage der A nrechnung vor
gerichtlicher Tätigkeit eines Inkassounternehm ens auf V erfah
rensgebühr des beauftragten Rechtsanwalts
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